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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 V 16/13 B 
 
L 10 VE 28/10 (LSG Niedersachsen) 
S 42 VG 45/08 (SG Braunschweig) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und  
 Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, 
Jugend und Familie - Landessozialamt -, 
Domhof 1, 31134 Hildesheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Juli 2013 durch den  

Richter   K r u s c h i n s k y     als Vorsitzenden sowie die Richter   O t h m e r    und   H e i n z   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 21. Februar 2013 wird als unzulässig verworfen. 
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Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im vorgenannten Urteil Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt A.            

               , H                  , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

 

Mit Urteil vom 21.2.2013 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen An-

spruch der 1985 geborenen Klägerin auf Entschädigungsleistungen nach dem Opferentschädi-

gungsgesetz (OEG) iVm dem Bundesversorgungsgesetz infolge von Stalking-Handlungen ver-

neint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundes-

sozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt und für das Beschwerdeverfahren die Bewilligung 

von Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung ihres prozessbevollmächtigten Rechtsanwalts 

beantragt. Sie macht eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

eine Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sowie einen Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) 

geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin folgendes aufzeigen: (1) Eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Ein-

zelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwir-

kung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59 und 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwer-

debegründung der Klägerin nicht. 
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Die Klägerin hält es für Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung,  

- ob bereits die massive psychische Einwirkung durch körperliche Präsenz im Einzelfall und in 

der Gesamtheit einen vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriff iS des § 1 Abs 1 S 1 OEG 

darstellt, 

- ob für das Vorliegen physischer Einwirkungen die massive körperliche Präsenz sowie die mas-

sive und wiederholte Sachbeschädigung von Eigentum des Opfers ausreicht, insbesondere, 

wenn dieses, wie vorliegend, in sehr engem sachlichen Zusammenhang mit dem Leben des 

Opfers zusammenhänge, und 

- ob das gesamtheitliche Stalking in einzelne Lebensabschnitte unterteilt werden kann? 

 

Abgesehen davon, dass die Fragen im Wesentlichen auch tatrichterliche Einschätzungen betref-

fen, fehlt es an hinreichenden Ausführungen der Klägerin zur Klärungsbedürftigkeit der darin 

enthaltenen rechtlichen Problematik (s in der jüngeren Senatsrechtsprechung zur Auslegung 

des § 1 Abs 1 S 1 OEG: BSG-Urteil vom 7.4.2011 - B 9 VG 2/10 R - BSGE 108, 97 = SozR 

4-3800 § 1 Nr 18, RdNr 32 ff). Insoweit wäre eine intensive Auseinandersetzung mit der 

vorliegenden höchstrichterlichen Rechtsprechung erforderlich gewesen, um darzulegen, inwie-

fern sich darin keine genügenden Anhaltspunkte für die Beantwortung der angesprochenen 

Fragen finden ließen. Denn eine Klärungsbedürftigkeit ist zu verneinen, wenn die Rechtsfrage 

bereits höchstrichterlich beantwortet ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 13 und 65) oder wenn die Antwort unmittelbar aus dem Gesetz zu ersehen ist (BSG SozR 

1300 § 13 Nr 1; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 7), wenn sie so gut wie unbestritten ist (BSG SozR 

1500 § 160 Nr 17), wenn sie praktisch außer Zweifel steht (BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a 

Nr 4) oder wenn vorliegende höchstrichterliche Entscheidungen bereits ausreichende Anhalts-

punkte für die Antwort enthalten (BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2 und § 160 Nr 8). 

 

Zwar führt die Klägerin die oben genannte Entscheidung des BSG vom 7.4.2011 (B 9 VG 2/10 R 

- aaO) auf und stellt deren wesentlichen Inhalt hinsichtlich der Bewertung von Stalking-Handlun-

gen im Rahmen des § 1 Abs 1 S 1 OEG dar. Die Klägerin hätte aber anhand der benannten 

Rechtsprechung des BSG zur Auslegung des Rechtsbegriffs "vorsätzlicher, rechtswidriger 

tätlicher Angriff" iS des § 1 Abs 1 S 1 OEG bei sog Stalking-Fällen darstellen müssen, dass sich 

die - erkennbare - Rechtsfrage anhand dieser Rechtsprechung nicht beantworten lasse. Die 

bloße Behauptung, dass eine Klärungsbedürftigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage vorliege, 

weil diese bisher höchstrichterlich noch nicht entschieden sei, genügt diesen Darlegungserfor-

dernissen nicht. Die Beschwerdeführerin hätte sich vielmehr inhaltlich weitergehend mit der 

einschlägigen Rechtsprechung des BSG auseinandersetzen und dann aufzeigen müssen, in 

welchem Rahmen auch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben 

durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich ist (vgl 

Becker, Die Nichtzulassungsbeschwerde zum BSG <Teil I>, SGb 2007, 261, 266 zu Fuß-

note 58). Tatsächlich ist die Klägerin entgegen der Entscheidung des BSG der Auffassung, dass 

die Gesamtschau des Stalkings auch über einen längeren Zeitraum hin als ein einheitlicher und 
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abgeschlossener Sachverhalt und damit als ein vorsätzlicher, rechtswidriger tätlicher Angriff iS 

des § 1 Abs 1 S 1 OEG anzusehen ist. Damit kritisiert sie letztlich die höchstrichterliche Recht-

sprechung des BSG, ohne einen weitergehenden Klärungsbedarf darzulegen. Insoweit hat sie 

insbesondere auch nicht angegeben, inwiefern die betreffende Rechtsprechung des BSG in der 

Rechtsprechung und Literatur Kritik erfahren habe. Soweit die Klägerin eine unzutreffende 

Rechtsanwendung des LSG rügen wollte, kann sie damit von vornherein keine Revisionszulas-

sung erreichen (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Zur formgerechten Rüge des Zulassungsgrundes der Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG, 

den die Klägerin hier geltend macht, ist in der Beschwerdebegründung die Entscheidung, von 

der das Urteil des LSG abweichen soll, zumindest so zu bezeichnen, dass sie ohne Schwierig-

keiten auffindbar ist. Ferner ist deutlich zu machen, worin eine Abweichung zu sehen sein soll. 

Der Beschwerdeführer muss schlüssig darlegen, mit welchem genau bestimmten entschei-

dungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau bestimmten 

rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bun-

des oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). 

Es reicht hingegen nicht aus, auf eine bestimmte höchstrichterliche Entscheidung mit der Be-

hauptung hinzuweisen, das angegriffene Urteil weiche hiervon ab. Ebenso wenig genügt es, die 

Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend den Einzelfall darzutun. Entscheidend ist vielmehr die 

Darlegung der Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen, in der abstrakten Aussage (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 67; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, IX, RdNr 196 mwN). Schließlich ist darzulegen, dass die berufungsgerichtliche 

Entscheidung auf der gerügten Divergenz beruhe (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29). 

 

Diesen Begründungserfordernissen hat die Klägerin nicht genügend Rechnung getragen. Sie 

hat insoweit nur behauptet, dass eine Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG vorliege, jedoch 

weder dem angefochtenen Urteil des LSG noch dem benannten Urteil des BSG vom 7.4.2011 

(B 9 VG 2/10 R - aaO) widerstreitende abstrakte Rechtssätze entnommen. Tatsächlich hat das 

LSG die benannte Entscheidung des BSG seiner Entscheidung zugrunde gelegt.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel aller-

dings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des 
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§ 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit die Klägerin durch ihre Rüge der "Missachtung des materiellen Rechts" durch das LSG 

sinngemäß eine unzureichende Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) rügen wollte, hat sie 

es entgegen den Erfordernissen des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG unterlassen, einen Beweis-

antrag zu bezeichnen, den das LSG zu Unrecht übergangen habe. Ferner ist das LSG auch in 

Anbetracht der Regelungen der §§ 106 Abs 1 und 112 SGG nicht verpflichtet, auf die Stellung 

eines Beweisantrags hinzuwirken (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 13). Entsprechend verhält es 

sich mit der Rüge einer Verletzung des Grundsatzes der Gewährung rechtlichen Gehörs (§ 62 

SGG). Mit dieser kann ein Beteiligter nur dann durchdringen, wenn er vor dem LSG alle pro-

zessualen Möglichkeiten ausgeschöpft hat, um sich Gehör zu verschaffen (vgl Keller in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 62 RdNr 11d mwN). Dass die anwaltlich vertre-

tene Klägerin im Berufungsverfahren diesen Anforderungen genügt hat, ist ihrem Beschwerde-

vorbringen nicht zu entnehmen. Tatsächlich kritisiert sie die Beweiswürdigung des LSG (vgl 

§ 128 Abs 1 S 1 SGG), womit sie gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine 

Revisionszulassung erreichen kann. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwer-

fen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Da die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ohne Erfolg bleibt, steht ihr auch keine PKH 

unter Beiordnung ihres Prozessbevollmächtigten zu (vgl § 73a Abs 1 SGG iVm §§ 114, 121 

ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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